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BEGRÜNDUNG 
 

1 Anlass und Ziel für die Aufstellung des Bebauungsplans 

Anlass der Aufstellung des Bebauungsplans Sondergebiet (SO) „Photovoltaik Klettena-
cker Bronnbach“ ist die Absicht eines privaten Vorhabenträgers, eine Freiflächen-Photo-
voltaikanlage südöstlich des Ortsteils Reicholzheim in Zusammenarbeit mit der privaten 
Grundstückseigentümerin zu entwickeln. 
Ziel ist es, die landwirtschaftlichen Flächen innerhalb des Geltungsbereichs (ca. 27 ha) 
umzustrukturieren und eine Freiflächenphotovoltaik-Anlage mit einer installierten Leistung 
von ca. 27,5 MWp zu installieren, um damit Strom für ca. 8.600 Haushalte (25.800 Ein-
wohner) zu erzeugen. 
Für den Betrieb der Freiflächen-Photovoltaikanlage soll eine eigene Gesellschaft gegrün-
det werden. 
 
Durch die Planung kann entsprechend des Erneuerbare Energien Gesetzes (EEG) eine 
nachhaltige Entwicklung der Energieversorgung unterstützt sowie der Anteil der Erneuer-
baren Energien an der Stromversorgung im Stadtgebiet deutlich erhöht und damit der 
kommunale Klimaschutz gefördert werden. Gleichzeitig leistet das Vorhaben einen Bei-
trag zur Erreichung der Klimaziele des Klimaschutz- und Klimawandelanpassungsgeset-
zes (KlimaG BW) des Landes Baden-Württemberg (Reduktion der Treibhausgasemissio-
nen um 65 % bis 2030 gegenüber 1990 und Treibhausgasneutralität bis 2024). 
 
Um die planungs- und baurechtlichen sowie die umweltbezogenen Anforderungen an die 
Bauleitplanung für den Bau der Freiflächen-Photovoltaikanlage zu erfüllen, wird der Be-
bauungsplan mit Umweltbericht einschließlich der Abarbeitung der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung und der Betrachtung artenschutzrechtlicher Belange aufgestellt. 
 
Die Aufstellung des o. g. Bebauungsplan wurde vom Gemeinderat der Stadt Wertheim in 
seiner öffentlichen Sitzung am 27. März 2023 beschlossen. Gegenüber dem Aufstellungs-
beschluss wurde zwischenzeitlich die Größe des Geltungsbereichs des Plangebiets um 
ca. 7,0 ha vergrößert, um auch den Abstand zum Waldrand nachvollziehbar zu sichern. 
 

2 Planungsrechtliche Voraussetzungen  

2.1 Rechtliche Grundlagen 

Rechtsgrundlage für die Aufstellung und die Festsetzungen des Bebauungsplans sind je-
weils in der geltenden Fassung 

• Landesentwicklungsplan 

• Regionalplan 

• Baugesetzbuch (BauGB)  

• Baunutzungsverordnung (BauNVO)  

• Planzeichenverordnung (PlanZV)  

• Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO BW)  
 

2.2 Übergeordnete Planungsvorgaben 

Relevante Ziele und Grundsätze für die Planung ergeben sich aus dem Landesentwick-
lungsplan Baden-Württemberg 2002 (LEP 2002) und dem Regionalplan Heilbronn-Fran-
ken 2020 (RP 2020). 
Laut Ziel 2.1.1 des LEP 2002 gehört die Stadt Wertheim mit allen ihren Orts- und Stadt-
teilen und Gemarkungsflächen zur Raumkategorie „Ländlicher Raum im engeren Sinne“, 
was mit dem RP 2020 übereinstimmt (2.1.3.2 (1) (N)). 
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Laut Ziel 2.5.9 des LEP 2002 ist Wertheim als „Mittelzentrum“ in der Region Franken aus-
gewiesen. Weiterhin gehört Wertheim gemeinsam mit Freudenberg zum „Mittelbereich 
Wertheim“. Dies stimmt überein mit dem RP 2020 (2.3.2 (1) (N)). 
Laut Ziel 2.6.2 des LEP 2002 liegt Wertheim auf der Landesentwicklungsachse „(Markthei-
denfeld -) Wertheim (- Miltenberg)“ sowie auf der Landesentwicklungsachse „Wertheim – 
Tauberbischofsheim - Bad Mergentheim - Crailsheim (- Ellwangen [Jagst])“. Dies stimmt 
überein mit der Konkretisierung der Landesentwicklungsachsen im RP 2020 (2.2.1 (2) 
(N/Z)). 
 
Die für das Planungsgebiet relevanten Ziele und Grundsätze aus dem LEP und dem RP 
sind in Kap. 2.2 der Begründung zur parallel durchgeführten Flächennutzungsplanände-
rung aufgeführt. 
 

2.3 Flächennutzungsplan 

Der wirksame Flächennutzungsplan 89 der Stadt Wertheim stellt für das Plangebiet die 
Flächenkategorie „landwirtschaftliche Fläche“ dar. Im Zuge der Aufstellung des Bebau-
ungsplans soll nun ein Sonstiges Sondergebiet Photovoltaik festgesetzt werden (vgl. Abb. 
1). 
Da die im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen somit nicht mit den Darstellungen 
des Flächennutzungsplans übereinstimmen, ist eine Änderung des Flächennutzungspla-
nes erforderlich. Diese erfolgt im Parallelverfahren gemäß § 8 Abs. 3 S. 1 BauGB. 
 
Abbildung 1: Geplante Änderung des wirksamen Flächennutzungsplans 89 der Stadt Wertheim  

 
Quelle: Stadt Wertheim, unmaßstäblich  

 
 

3 Lage, Größe und Beschaffenheit des Plangebiets und angrenzende Nutzun-
gen  

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans mit einer Größe von ca. 27 ha liegt auf dem 
Grundstück Fl.Nr. 9850 im Gewann „Klettenacker“, südöstlich vom Kloster Bronnbach, auf 
der Gemarkung Wertheim-Reicholzheim. Das Grundstück befindet sich in Privateigentum; 
die Fläche des Geltungsbereichs wird für den Zeitraum des Anlagenbetriebs gepachtet. 
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Das Plangebiet besteht aus landwirtschaftlichen Nutzflächen. Das Gelände fällt von Ost 
nach West, von ca. 315 m auf 270 m ü. NHN.  
Der Geltungsbereich wird begrenzt durch 

• landwirtschaftliche Flächen und den Schafhof im Norden, 

• Wald im Osten und im Süden und 

• Wald und das Kloster Bronnbach im Westen. 
 
Schutzgebiete wie Landschaftsschutzgebiete, gesetzlich geschützte Biotopflächen, FFH-
Gebiete, Naturschutzgebiete, Natura 2000-Gebiete, Vogelschutzgebiete, Wasser- oder 
Quellenschutzgebiete, etc. sind von der Planung nicht betroffen. 
Westlich des Plangebiets befinden sich Ausläufer des Landschaftsschutzgebiets „Wert-
heim“, südlich des Landschaftsschutzgebiets „Werbach“. Außerdem grenzt südlich das 
Wasserschutzgebiet „Pfaffenbrunnen Külsheim“ an. 
 
Abbildung 2: Luftbild mit Eintragung des Plangebietes 

 

Quelle: eigene – Luftbild 2024 genordet, ohne Maßstab 

 
 

4 Planungsalternativen 

Die Begründung der Standortwahl/ Standortalternativen erfolgt auf Ebene des Flächen-
nutzungsplans (vgl. Kap. 4 der Begründung zur Flächennutzungsplanänderung). 
 
Die Planung selbst wurde hinsichtlich der Anordnung der Modultische optimiert:  
Zur Minimierung der Einsehbarkeit der PV-Freiflächenanlage aus der Umgebung werden 
die Modulflächen im nördlichen Plangebiet um einige Meter nach Süden abgerückt.  
Aufgrund der potenziellen Verschattung der Module durch südlich angrenzende Waldbe-
stände werden die Modultische zudem mit einem Abstand von 25 m bis 30 m vom südli-
chen bzw. südöstlichen/-westlichen Waldrand angeordnet. 
Zudem wurden verschiedene Alternativen geprüft, artenschutzrechtliche Maßnahmen zu 
integrieren. 



Bebauungsplan Sondergebiet (SO) „Photovoltaik Klettenacker Bronnbach“  
(Begründung) - VORENTWURF 

  S. 6│10 

 
 

5 Inhalte der Planung und planungsrechtliche Festsetzungen  

5.1 Geplantes Vorhaben 

Im Plangebiet ist die Errichtung und der Betrieb einer Freiflächen-Photovoltaikanlage mit 
einer Leistung von ca. 27,5 MWp und Strom für ca. 8.600 Haushalte (ca. 25.800 Einwoh-
ner) geplant.  
Aufgrund der raschen Entwicklungen auf dem Markt werden die zu verwendenden Module 
erst kurz vor Baubeginn, nach Rechtskraft des Bebauungsplans festgelegt.  
Grundsätzlich wird jedoch die Neigung/ Ausrichtung der Module auf den Modultischen in 
Richtung Süden erfolgen, um möglichst viel Sonnenlicht einzufangen.  
 
Für den Betrieb der PV-Freiflächenanlage sind neben den Modulen/ Modultischen weitere 
Nebenanlagen technisch erforderlich. Neben Transformatoren-Stationen/ Wechselrichter 
sind dies Antennen, Kameramasten, Technologien zur Stromspeicherung, Verkabelung 
und Erschließungs-/Lagerflächen.  
 
Der Anschluss an die Hochspannungsleitung, die nördlich von Külsheim verläuft, wird 
über ein Umspannwerk südlich des Vorhabengebiets erfolgen. Bis dorthin wird die Verle-
gung einer unterirdischen Leitung erforderlich, wobei die genaue Leitungsführung noch im 
weiteren Planungsprozess festzulegen ist. 
Ver-/Entsorgungsleitungen für Wasser bzw. Schmutzwasser sind für die PV-
Freiflächenanlage nicht erforderlich.  
 
Das Gebiet wird über das vorhandene Wegenetz erschlossen. Dieses befindet sich bis 
zur Einmündung in die Kreisstraße K2822 beim Schafhof nördlich des Plangebiets in Pri-
vatbesitz. 
 

5.2 Art der baulichen Nutzung 

Als zulässige Art der baulichen Nutzung wird ein Sonstiges Sondergebiet mit der Zweck-
bestimmung „Photovoltaik“ gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO festgesetzt. Darin sind die für die 
Nutzung der solaren Strahlungsenergie benötigten baulichen Anlagen zulässig, d. h. die 
Photovoltaikanlagen einschließlich der technisch erforderlichen Nebenanlagen. Die zuläs-
sigen baulichen Anlagen und Nutzungen werden wie folgt konkretisiert: 

• freistehende Modultische in Metallständerbauweise, auf denen die Photovoltaik-
Module montiert und die direkt im Boden mit punktuellen Gründungen, z. B. in 
Form von Rammpfosten oder Betonfundamenten, zu verankern sind, 

• die für den Betrieb der Anlagen technisch erforderlichen Nebenanlagen (wie z. B. 
Transformatoren-Stationen/ Wechselrichter, Antennen, Kameramasten, Techno-
logien zur Stromspeicherung, Verkabelung, Lagerfläche/ Container für Ersatzteile, 
geschotterte Erschließungsflächen (interne Wege, Abstellflächen für Transforma-
toren-Stationen / Wechselrichter)),  

• Einfriedungen sowie 

• Weidenutzung, einschließlich der ggf. erforderlichen temporären Unterstellmög-
lichkeiten für die Tiere.  

Bauliche Anlagen zu Wohnnutzungen sind nicht zulässig. 
Durch die Festsetzung der punktuellen Gründungen der Modultische werden die Auswir-
kungen auf den Boden, die durch den Eingriff und die Versiegelung entstehen, minimiert, 
sodass auch die Wiederaufnahme der landwirtschaftlichen Nutzung nach Rückbau der 
PV-Anlage gewährleistet werden kann.  
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5.3 Zeitliche Befristung und Folgenutzung 

Gemäß § 9 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 BauGB werden die festgesetzten baulichen Nutzungen und 
Anlagen im Sondergebiet auf einen Zeitraum von 35 Jahren ab Inkrafttreten des Bebau-
ungsplans begrenzt, um die Flächen wieder einer landwirtschaftlichen Nutzung zur Verfü-
gung zu stellen. Sollte die Nutzung schon vor diesem Zeitpunkt aufgegeben werden, sind 
die festgesetzten Nutzungen gemäß § 9 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 BauGB nur noch bis zu 12 
Monate nach Betriebsende zulässig. 
Anschließend sind, zur Gewährleistung einer uneingeschränkten landwirtschaftlichen Nut-
zung, alle baulichen Anlagen nach vollständiger Stilllegung der Freiflächen-Photovoltaik-
anlage, spätestens nach Ablauf der zeitlichen Befristung, vollständig, d. h. einschließlich 
der Gründungen der baulichen Anlagen, zurückzubauen, sofern die Stadt oder Dritte eine 
Weiterführung der Nutzung nach Ablauf der zeitlichen Befristung nicht beabsichtigen.  
Als Folgenutzung nach § 9 Abs. 2 S. 2 BauGB ist wieder die landwirtschaftliche Nutzung 
festgelegt. 
 

5.4 Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird bestimmt durch die Festsetzung der zulässigen 
Grundflächenzahl (GRZ) sowie der maximal zulässigen Höhe der baulichen Anlagen. 
 
Die maximal überbaubare Grundfläche wird durch eine GRZ von 0,6 festgesetzt. Diese 
wird definiert als die Fläche des Sondergebiets, die durch Photovoltaikmodule in Senk-
rechtprojektion sowie durch die Grundflächen von Nebenanlagen und befestigten Er-
schließungsflächen überdeckt wird. 
 
Die Höhe baulicher Anlagen wird durch die maximale Gesamthöhe der Modultische fest-
gesetzt. Hierdurch wird das Einfügen in die landschaftliche Umgebung gewährleistet. Aus 
diesem Grund wird auch für bauliche Nebenanlagen eine Höhenbeschränkung festge-
setzt. 
 

5.5 Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen 

Nachdem die Reihen der Modultische zur optimalen Ausnutzung der Grundstücksflächen 
voraussichtlich länger als 50 m sein werden, wird eine abweichende Bauweise nach § 22 
Abs. 4 BauNVO festgesetzt, die eine Baukörperlänge von mehr als 50 m zulässt. 
Darüber hinaus sind im Bebauungsplan Baugrenzen festgesetzt, die die überbaubaren 
Grundstücksflächen festlegen, innerhalb derer die Modultische und baulichen Nebenan-
lagen zulässig sind. Durch diese Festsetzung wird die Einhaltung ausreichender Abstände 
zwischen den prägenden baulichen Anlagen und den angrenzenden Nutzungen (Wald, 
landwirtschaftliche Flächen, Ausgleichsflächen) gewährleistet.  
Außerhalb der Baugrenzen sind auf den Flächen des Sondergebiets nur punktuelle Anla-
gen, wie Antennen und Kameramasten, zulässig sowie Einfriedungen (s. auch Kap. 5.9.3 
Einfriedungen). Durch diese nur untergeordneten Anlagen werden angrenzende Nutzun-
gen - insbesondere unter Berücksichtigung der das Sondergebiet umgebenden, von jeg-
licher Bebauung freigehaltenen Grün- bzw. Ausgleichsflächen - nicht nachteilig beein-
trächtigt. 
 
Grundsätzlich ist gemäß § 4 Abs. 3 LBO zwischen baulichen Anlagen mit Feuerstätten 
bzw. Gebäuden und Wäldern ein Abstand von 30 m einzuhalten. Die geplanten PV-
Anlagen erfüllen diese Kriterien jedoch nicht (keine Gebäude, keine Feuerstätten), wes-
halb die Baugrenzen, innerhalb derer die Modultische errichtet werden, z. T. geringere 
Abstände zum Waldrand einhalten. Unabhängig davon ist bei der Errichtung von Gebäu-
den, wie Umspannstationen, innerhalb der Baugrenzen die Abstandsregelung aus § 4 
Abs. 3 LBO einzuhalten. 
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5.6 Zu- und Ausfahrten  

Zusätzlicher Zu- und Abgangsverkehr zum Planbereich wird sich auf die Bau- und die 
Rückbauphase beschränken. Während des Betriebs werden nur wenige Kontrollgänge im 
Jahr erforderlich.  
Zu- und Abfahrten sind aus Gründen des Artenschutzes im Bereich der beiden Flächen 
für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft A1 und A2 nicht zulässig.  
 

5.7 Führung von Versorgungsanlagen und -leitungen 

Zur Vermeidung nachteiliger Auswirkungen auf das Landschaftsbild sind Versorgungslei-
tungen, wie Strom- oder Telekommunikationsleitungen, grundsätzlich unterirdisch zu füh-
ren. Lediglich innerhalb der Modultische bzw. an den Modultischen ist eine oberirdische 
Leitungsführung zulässig. 
Nach dem Telekommunikationsgesetz (TKG) § 126 sind Telekommunikationslinien so zu 
errichten und zu unterhalten, dass sie den Anforderungen der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung sowie den anerkannten Regeln der Technik genügen. Da die Verlegung im Rah-
men einer Gesamtbaumaßnahme koordiniert werden kann, die in engem zeitlichem Zu-
sammenhang nach der Antragstellung auf Zustimmung durchgeführt wird, soll gemäß 
§ 126 Abs. 6 TKG die Verlegung in der Regel unterirdisch erfolgen. 
 

5.8 Maßnahmen der Grünordnung  

Angaben zu den grünordnerischen Festsetzungen und Hinweisen  
- der Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung,  
- der Maßnahmen zur Kompensation der Eingriffe in Natur und Landschaft im Geltungs-

bereich des Bebauungsplanes sowie  
- der Maßnahmen zur Kompensation der Eingriffe in Natur und Landschaft außerhalb 

des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes  
können dem grünordnerischen Beitrag mit Eingriffs-Ausgleichs-Untersuchung (Anlage 1) 
entnommen werden. 
 

5.9 Örtliche Bauvorschriften  

5.9.1 Gestaltung baulicher Anlagen 

Die Photovoltaikmodule sind in Reihen auf den Modultischen aufzustellen und müssen 
sich in Form, Höhe und Anordnung gleichen. Zudem sind zur Minimierung einer möglichen 
Blendwirkung der Module Oberflächen aus absorbierenden, nicht stark reflektierenden 
Materialien zu verwenden. Die Vermeidung von Blendwirkungen ist ebenfalls bei der 
Dacheindeckung von Nebenanlagen zu beachten.  
 

5.9.2 Werbeanlagen 

Vorgaben zu Größe und Gestaltung von Werbeanlagen sind zur Gewährleistung des Ein-
fügens in die landschaftliche Umgebung festgesetzt.  
 

5.9.3 Einfriedungen 

Zu diesem Zweck enthält der Bebauungsplan auch Festsetzungen zur Höhe und Gestal-
tung von Einfriedungen. Gleichzeitig wird die Durchlässigkeit für Kleintiere durch eine so-
ckellose, bodenfreie Ausführung der Einfriedungen gewährleistet. 
Die geplante Umzäunung der Freiflächen-Photovoltaikanlage wird in dem Bereich zwi-
schen der Grenze der Sondergebietsflächen hin zu den Ausgleichsflächen A1/A2/ A3 und 
den Photovoltaikmodulen, die sich innerhalb der Baugrenzen befinden werden, verlaufen 
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(s. auch Kap. 5.5). Die genaue Lage der Einfriedung innerhalb dieses Korridors wird in 
Abhängigkeit der Bewirtschaftung der Sondergebietsflächen (Mahd/ Beweidung) im Rah-
men der Ausführungsplanung festgelegt. Gleichzeitig wird hierdurch ein ausreichender 
Abstand (mindestens die Breite der Ausgleichsflächen) zu angrenzenden Wegen und 
Grundstücken eingehalten und dadurch eine Einschränkung deren Nutzung und Zugäng-
lichkeit ausgeschlossen.  
Zum Entwurf des Bebauungsplans wird ein beispielhafter Schemaschnitt zur Veranschau-
lichung der Anordnung von Baugrenze/ Photovoltaikmodule - Sondergebietsgrenze/Ein-
friedung - Ausgleichsflächen - Grundstücksgrenze ergänzt. 
 

5.9.4 Geländegestaltung  

Die Topographie ist bei der Anlagenplanung der Freiflächen-Photovoltaikanlage zu be-
achten. Aufgrund der bewegten Topographie im Plangebiet sind Geländeveränderungen 
im Bereich der erforderlichen Nebenanlagen zulässig. Darüber hinaus sind großflächige 
Abgrabungen oder Aufschüttungen nicht zulässig. 
Gleichzeitig sind die befestigten Flächen auf das technisch-funktional erforderliche Maß 
zu beschränken und mit versickerungsfähigen Aufbauten anzulegen. Hierdurch können 
nachteilige Auswirkungen auf das Bodengefüge und den Wasserhaushalt minimiert wer-
den.  
 

5.10 Hinweise/ Nachrichtliche Übernahmen  

Im Bebauungsplan wird auf die Verpflichtung des Vorhabenträgers zum Rückbau aller 
baulichen Anlagen im Gebiet verwiesen.  
Ebenso wird auf das Erfordernis eines Bodenschutzkonzepts und die zum Boden- und 
Grundwasserschutz zu beachtenden Vorschriften des BauGB sowie der Bundes-Boden-
schutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) und des Bodenschutzgesetzes 
(BBodSchG) verwiesen. Zudem ist im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung die örtliche 
Feuerwehr anzuhören.  
Weiterhin wird auf potenzielle, zu duldende Staubimmissionen im Plangebiet aus der an-
grenzenden landwirtschaftlichen Nutzung und das gemäß Denkmalschutzgesetz vorge-
schriebene Vorgehen bei potenziellen Bodenfunden hingewiesen.  
Zuletzt enthält der Bebauungsplan auch Hinweise zum Artenschutz und die entsprechend 
gemäß § 44 BNatSchG zu beachtenden bauzeitlichen Beschränkungen sowie Hinweise 
zur Pflanzenverwendung (vgl. Teil 2 der Begründung (Umweltbericht) sowie Anlage 1 und 
2). 
 
 

6 Flächenbilanz 

Die Nutzungen im Geltungsbereich des Bebauungsplans stellen sich wie folgt dar: 

Geplante Nutzungen im Geltungsbereich Fläche in ha Anteil in % 

Sondergebiet 22,94 85 

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung 0,26 1 

Ausgleichsfläche 3,78 14 

Gesamtfläche 26,97 100 

Tabelle 1: Flächenbilanz 
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7 Daten- und Rechtsgrundlagen 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 
(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 394). 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. No-
vember 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176). 

Landesbauordnung Bauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung vom 5. 
März 2010, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. November 2023 (GBl. 
S. 422). 

Landesentwicklungsplan LEP (2002): Landesentwicklungsplan 2002 Baden-Württemberg 
-LEP 2002-, verkündet am 20. August 2002. 

Gesetz des Landes Baden-Württemberg zum Schutz der Natur und zur Pflege der Land-
schaft (Naturschutzgesetz - NatSchG) in der Fassung vom 23. Juni 2015, zuletzt geändert 
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 7. Februar 2023 (GBl. S. 26, 44). 

Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) 
in der Fassung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225). 

Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802). 

Regionalplan Heilbronn-Franken (RP) (2006): Regionalplan Heilbronn-Franken 2020 des 
Regionalverbands Heilbronn-Franken vom 24. März 2006. 

Stadt Wertheim: Flächennutzungsplan 89 (wirksam seit 27.10.1989). 
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